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Mehr Empirismus, weniger Dogma

Eine intakte soziale Umwelt ist so wichtig wie die Luft zum Atmen. Die neue

Integrationsformel könnte „Gemeinwohl“ heißen. Fragmente und Anregungen für die

Präambel eines neuen Grundsatzprogramms der SPD VON HANS-PETER BARTELS

VON HIER AUS. Gegründet im vorletzten, im 19.
Jahrhundert zählte die Sozialdemokratie immer
nach Hunderttausenden, ihre Wählerschaft nach
Millionen. Für Demokratie, Rechtsstaatlichkeit
und soziale Sicherheit haben Sozialdemokratinnen
und Sozialdemokraten lange gekämpft. Nichts
kommt von selbst. Den politischen Kämpfen
(manche sagen – durchaus abschätzig gemeint:
den Traditionen) unserer Vor- und Vorvorgänger
und unserer alten Genossinnen und Genossen
bleiben wir verbunden. Wir könnten gar nicht an-
ders und wollen es auch nicht! Wir setzen die un-
ermüdliche Arbeit für eine bessere Zukunft fort –
mit den Mitteln unserer Zeit.

U N T E R S C H E I D B A R K E I T. Nachdem die Teilung der
Welt in zwei antagonistische Lager überwunden
und der damit verbundene Glaube an eine
„Systemalternative“ verflogen ist, stellt sich die
Frage nach grundsätzlichen Unterschieden in der
Politik neu. Konstitutiv für unterscheidungswillige
politische Haltungen, Lager oder Parteien sind un-
terschiedliche Bilder von den Menschen und der
Gesellschaft, die sie miteinander bilden; unter-
schiedliche kollektive Lebenserfahrungen und Tra-
ditionen; unterschiedliche Wert- und Glaubenssetz-
ungen; unterschiedliche politische Zielformulierun-
gen. Grundlagen des Unterscheidungsdiskurses sind
ohne Wenn und Aber Freiheit, parlamentarische
Demokratie und soziale Marktwirtschaft.

L I N K S. Es ist gut, dass nach einem Jahrhundert mör-
derischer ideologischer Kämpfe im Weltmaßstab
die politische Unterscheidung zwischen Rechts und
Links ihre Unbedingtheit, Ausschließlichkeit und

Feindseligkeit verloren hat. „Links“ ergibt in der
Demokratie nur einen Sinn, wenn es auch eine po-
litische Rechte gibt – und umgekehrt. Die Links-
Rechts-Markierungen innerhalb von Parteien aller-
dings erscheinen immer verwaschener – übrig ge-
bliebene Symbole früherer Hegemonialkämpfe. Die
Linke als Partei strebt nach Aufklärung, menschli-
cher Emanzipation, demokratischer Gestaltbarkeit
des gesellschaftlichen Lebens. Sie steht für den Pri-
mat der Politik. Dafür, dass wir unsere Geschichte,
wenn auch nicht aus freien Stücken, so doch selbst
und immer bewusster selbst machen. Links ist im
Übrigen niemals das Mittel oder Instrument, mit
dem ein Ziel erreicht werden soll, sondern allenfalls
das Ziel. Mittel sind mehr oder weniger tauglich,
nicht links oder rechts. Aus der Praxis vieler regie-
render sozialdemokratischer Parteien in Europa und
darüber hinaus kann die deutsche Sozialdemokratie
taugliche Instrumente – best practice – auswählen.

E L E N D U N D G L Ü C K. Die rationale Methode zur
Erarbeitung einer fortschrittlichen Programmatik
sollte weniger als in der Vergangenheit ein dogmati-
scher Deduktionismus als vielmehr ein kritischer
Empirismus sein. Auch der spektakuläre Wechsel
von einer deduktionistischen Ideologie zur anderen,
von der jungsozialistischen Verstaatlichungs-Ver-
götzung zur Anbetung einer radikalen Privatisier-
ungsstrategie, vom doktrinären Bindestrich-Sozia-
lismus jeder Art zum doktrinären Liberalismus
macht nicht alles gut. Er zeigt nur, wie beliebig die
Unbedingtheit von individuellen politischen Be-
kenntnissen sein kann. Die Moden wechseln. Für
Sozialdemokraten gilt, wie es Karl Popper formu-
liert hat, „das Prinzip, dass der Kampf gegen ver-



meidbares Elend ein anerkanntes Ziel der staatli-
chen Politik sein sollte, während die Steigerung des
Glücks in erster Linie der Privatinitiative überlassen
bleiben sollte.“ Die Balance wäre unter wandelnden
Umständen immer wieder neu zu organisieren.

S C H U T Z D E R S O Z I A L E N U M W E L T. Stärker als bisher
wird uns in Zeiten des Umbruchs, der Glo-
balisierung und Flexibilisierung der Wert stabiler
Institutionen bewusst. Familien, Nachbarschaften
und Vereine, öffentliche Verwaltung und staatliche
Daseinsvorsorge geben uns Sicherheit im Wandel.
Die Verlässlichkeit des sich nicht oder nur langsam
Wandelnden schafft erst die Voraussetzung dafür,
dass Menschen sich in neuen Verhältnissen behaup-
ten, sie gestalten und weiterentwickeln können.
Eine intakte soziale Umwelt ist so wichtig wie die
Luft zum Atmen. Deshalb unterliegen wir nicht der
Zwangsvorstellung, immer sofort alles ändern zu
müssen, was sich – und sei es um des geringsten
Vorteils willen – ändern lässt. Der vollmobile, ego-
istische, bindungslose, flexible Mensch entspricht
nicht dem sozialdemokratischen Menschenbild.
Wir werden nicht helfen, ihn zu züchten.

I N D I V I D U A L I S I E R U N G. In der gesellschaftlichen
Produktion und Reproduktion ihres Lebens spielen
die Individuen sukzssive oder gleichzeitig verschie-
dene Rollen: Eltern, Mieter, Autofahrer, Konsu-
ment, Arbeitnehmer, Aktienbesitzer, Steuerzahler,
Wähler, Patient, Sozialversicherungsbeitragszahler.
Diese Rollenidentitäten verlaufen immer weniger
entlang von Klassen-, Milieu- oder „Zielgruppen“-
Grenzen. Wir Patchwork-Individuen tragen einen
größer werdenden Teil der gesellschaftlichen Inter-
essen- (und das heißt eben auch: Rollen-) Konflikte
in uns aus – beziehungsweise wir verhalten uns wi-
dersprüchlich. Sozialdemokratische Politik sollte
deshalb künftig immer weniger versuchen,
Zielgruppen zu identifizieren und bedienen zu
wollen, sondern die neue politische Identität eines
verantwortungsvollen, selbstbewussten, sozialge-
bundenen Individuums anbieten. Die Bevölker-
ung besteht nicht vorwiegend aus politischen
Nutzenmaximierern und will auch nicht so gese-
hen werden. Eine neue Integrationsformel könnte
„Gemeinwohl“ heißen. Viele Menschen interessie-
ren sich tatsächlich für die Frage: „Welche Politik
ist gut für Deutschland?“ ■
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I
m Taumel der 1989er Revolution träumten sich
die wieder gegründeten Sozialdemokraten im

Osten lange als neue Volkspartei. Der Traum ist
ausgeträumt, seit Jahren stagnieren die Mitglie-
derzahlen. Sozis in Mengen wird es im Osten nicht
geben. Teure Werbekampagnen haben nichts ge-
bracht. Im letzten Bundestagswahlkampf hat die
sächsische SPD eine Mitgliederwerbekampagne in
einer ihrer Hochburgen mit über 20.000 Mark fi-

nanziert. Die neuen Genossen konnte man am
Ende an einer Hand abzählen. Aber es geht um
mehr als nur die Parteien. 

Politik ist in Neufünfland ein schwieriges Ge-
schäft: das Interesse ist klein, die Enttäuschung
groß. Anfang der neunziger Jahre verschwanden
2,3 Millionen Industriearbeitsplätze förmlich über
Nacht, während die Politiker von „blühenden
Landschaften“ erzählten. Dieses Erlebnis hat das

Die Leute wollen kein Gequatsche

Ohne Mitglieder, ohne Ansehen, ohne Bindungen, ohne Geld: Im Osten der Republik

zerbröseln die Parteien. Es könnte sein, dass die Westdeutschen hier die Zukunft ihres

eigenen politischen Systems vorgeführt bekommen VON THOMAS KRALINSKI


